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Gewerkschaft der Polizei: 
 
Tarifergebnis im öffentlichen Dienst 
auch auf die Beamten übertragen 
 
Berlin, 16. Februar 2005 
 
Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) fordert, das Tarifergeb-
nis im öffentlichen Dienst auch auf die Beamtinnen und Be-
amten zu übertragen. GdP-Chef Konrad Freiberg: „Auch die 
Beamtinnen und Beamten der Polizei haben einen Anspruch 
darauf, nicht von der Einkommensentwicklung abgekoppelt 
zu werden. Deshalb muss die Bundesregierung den Tarifab-
schluss zeitnah und wirkungsgleich für den Beamtenbereich 
in ein Gesetz gießen.“ 
Wie die Arbeiter und Angestellten des öffentlichen Dienstes, 
so die GdP, müssen auch die Beamtinnen und Beamten in 
den Genuss der jährlichen Einmalzahlungen in Höhe von je-
weils 300 Euro, für Anwärter in Höhe von jeweils 100 Euro,  
bis 2007 kommen. Die Besoldung Ost soll in gleichmäßigen 
Schritten bis zum 1. Juli 2007 auf 97 Prozent des Westni-
veaus angehoben werden.  
Freiberg: „Der Tarifabschluss für den öffentlichen Dienst vom 
9. Februar 2005 ist ein positives Signal für uns. Er ist Vorbild 
und Maßstab für die notwendige Weiterentwicklung des Be-
amtenrechts. Wir fordern die Länder auf, diese Reformschrit-
te aufzugreifen, zu unterstützen und in ihrem Bereich umzu-
setzen.“ 
Auch die Gewerkschaft der Polizei appelliert an Bundes- und 
Landesregierungen, die Kürzungen und Streichungen bei Ur-
laubs- und Weihnachtsgeld für die Jahre 2005 und 2006 zu-
rückzunehmen und ab dem Jahr 2007 dem Tarifergebnis an-
zugleichen. Freiberg: „Damit würde einer Gleichbehandlung 
aller Beschäftigten des öffentlichen Dienstes Rechnung ge-
tragen.“  
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